
 
Stadt Burglengenfeld 
Marktplatz 2 – 6 
93133 Burglengenfeld 
  
 

 

Niederschrift  

über die 

11. Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses 

der Stadt Burglengenfeld 

 
 

Sitzungstermin: Mittwoch, 23.09.2015 

Sitzungsort/-raum: im historischen Rathaussaal 

Beginn: 19:08 Uhr 

Ende: 20:20 Uhr 

 
 
 
Zur heutigen Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses wurden von Bür-
germeister Thomas Gesche sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen. Zu 
Beginn der Sitzung waren Bürgermeister Thomas Gesche als Vorsitzender und 5 der 
7 Mitglieder des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses anwesend. 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss war beschlussfähig, da sämtliche Mit-
glieder ordnungsgemäß geladen waren und die Mehrheit anwesend und stimmbe-
rechtigt war. 
 
Zeitpunkt und Ort der öffentlichen Sitzung wurden unter Angabe der Tagesordnung 
ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Gegen die Tagesordnung wurden keine Einwendungen vorgebracht.  
 
Bei Top 8 „Barrierefreiheit städtische Liegenschaften – Funktionsgebäude und Rat-
haus – Beratung und Empfehlung an den Stadtrat“ stellte Stadtrat Sebastian Bösl 
fest, dass im Beschlussvorschlag des BUV fälschlicherweise die Empfehlung an den 
Stadtrat ausgesprochen werden sollte, die Firma Sanitrans aus Langenau zu beauf-
tragen. Jedoch wäre die Firma Thyssen Krupp aus Neuss der günstigere Anbieter. 
Dies wurde im Beschlussvorschlag geändert. 
 
Gleichzeitig stellte Stadtrat Sebastian Bösl einen weitergehenden Antrag zur Ge-
schäftsordnung zu TOP 8 über den als TOP 8.1 abgestimmt wurde. Stadtrat Bösl 
bat darum, über das Gesamtpaket – Treppenlifte für das Rathaus und das Funk-
tionsgebäude sowie den behindertengerechten Umbau des WC´s im Funkti-
onsgebäude für 55.747,34 € zuzüglich der geschätzten Umbaukosten in Höhe 
von ca. 5.000 € für das WC – als Empfehlung an den Stadtrat abzustimmen. Ein 
entsprechender Beschluss wurde gefasst. Dieser wurde einstimmig beschlossen. 
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Teilnehmerverzeichnis 
 
 
Anwesend waren: 
 
Funktion  
Name, Vorname Bemerkung 

1. Bürgermeister:  

Gesche, Thomas  1. Bürgermeister  

Ausschussmitglieder:  

Bösl, Sebastian  Stadtrat  

Deschl, Karl  Stadtrat  

Glatzl, Hans  Stadtrat entschuldigt 

Gruber, Josef  3. Bürgermeister  

Hofmann, Thomas  Stadtrat  

Lorenz, Theo  Stadtrat nicht anwesend 

Wein, Peter  Stadtrat  

Anwesende Ortssprecher:  

Ehrnsperger, Jürgen  Ortssprecher  

Feuerer, Yvonne  Ortssprecherin  

Von der Verwaltung waren anwesend:  

Haneder, Franz Stadtbaumeister  Leiter Stadtbauamt  

Wittmann, Thomas VOAR  Leiter Hauptamt  

Schriftführerin:  

Faltermeier, Susanne  Verwaltungsangestellte  

 
 
Nicht anwesend waren: 
 
Funktion  
Name, Vorname Bemerkung 

Glatzl, Hans  Stadtrat entschuldigt 

Bernet, Christina Dr.  Stadträtin entschuldigt 

Lorenz, Theo  Stadtrat nicht anwesend 
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Tagesordnung 
 

A) Öffentliche Sitzung: 

  
1. Genehmigung des Protokolls über den öffentlichen Teil der Sitzung vom 

22.07.2015 
  
2. Bauanträge und Bauvoranfragen 

 2.1 Neubau eines Stahlbetonmastes mit Stahlrohraufsatzmast auf dem 
Grunstück FlSt.Nr.1804/7 der Gem. Burglengenfeld der Gem. Burg-
lengenfeld, Kapitän-Lehmann-Straße 7 - Empfehlung an den Stadtrat 
zur Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 

  
3. Bauleitplanung - Flächennutzungsplan, Bebauungsplan 

 3.1 Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Be-
bauungsplanes "Am Grasinger Weg" zu Allgemeinem Wohngebiet 
(WA) 

  
4. Interkommunaler Recyclinghof - Auftragsvergabe Verkehrsgutachten und 

Erschließungsplanung - Empfehlung an den Stadtrat 
  
5. Erweiterung des Kindergartens der Arbeiterwohlfahrt in der Pestaloz-

zistraße - Information über den Sachstand 
  
6. Außenanlagen Hans-Scholl-Grundschule - Allgemeine Information über die 

Angebotseröffnung vom 23.09.2015 
  
7. Sanierung der Brücke in Dietldorf - Sanierungskonzept - Beratung - Emp-

fehlung an den Stadtrat 
  
8. Barrierefreiheit städtischer Liegenschaften - Funktionsgebäude und Rat-

haus - Beratung - Empfehlung an den Stadtrat 
  
9. Umnutzung des historischen Rathausanbaus als Sitzungssaal - Beauftra-

gung des Büros Arthur Pufke - Empfehlung an den Stadtrat 
  
10. Pflasterung Vorplatz Schulzentrum - Beauftragung des Architekturbüros 

Weidmüller - Empfehlung an den Stadtrat 
  
11. Anfragen nach § 31 der Geschäftsordnung / Informationen des Bürgermeisters 
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Protokol l  
 
 

A) Öffentliche Sitzung: 

Beschluss 
 

Nr.:130 
 

Gegenstand: Genehmigung des Protokolls über den öffentlichen Teil der Sitzung 
vom 22.07.2015 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 5 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Das Protokoll der öffentlichen Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses 
vom 22.07.2015 wurde den Ausschussmitgliedern vorab zugestellt. 
 
 
 
Beschluss: 
 
Das Protokoll über den öffentlichen Teil der Sitzung des Bau-, Umwelt- und Ver-
kehrsausschusses vom 22.07.2015 wird genehmigt. 
 
 
einstimmig 
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Beschluss 
 

Nr.:131 
 

Gegenstand: Neubau eines Stahlbetonmastes mit Stahlrohraufsatzmast auf dem 
Grundstück FlSt.Nr.1804/7 der Gem. Burglengenfeld der Gem. Burg-
lengenfeld, Kapitän-Lehmann-Straße 7 - Empfehlung an den Stadt-
rat zur Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 5 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Auf dem Grundstück der Telekom in der Ecke Kapitän-Lehmann-Straße 7 / Holzhei-
mer Straße beantragt die Deutsche Telekom, den vorhandenen Mast aufgrund des 
Alters und neuer Anforderungen der Technik auszutauschen. 
 
Hierfür ist eine Baugenehmigung erforderlich. 
 
Der bestehende Mast wurde ursprünglich als Richtfunkmast errichtet, wird aktuell als 
Mobilfunksender genutzt und ist 30 m hoch. 
 
Grund geplanter Erweiterungen ist, dass der bestehende Mast nicht mehr in der La-
ge ist, die Zusatzlasten statisch aufzunehmen, so dass ein Ersatz unumgänglich ist. 
Der neue Mast besteht aus Schleuderbetonverbundstoff und ist 30 m hoch, mit ei-
nem zusätzlichen Stahlrohraufsatz mit einer Höhe von 6,20 m. 
 
Die von der Bundesnetzagentur ausgestellte Standortbescheinigung hinsichtlich der 
Einhaltung der Grenzwerte für elektromagnetische Felder liegt bei. 
 
Der Mast kann demzufolge mit der bestehenden bzw. der geplanten Antennener-
weiterung betrieben werden.  
 
 
Beschlussvorschlag für den BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, das gemeindli-
che Einvernehmen für den Neubau eines Stahlbetonmastes mit Stahlrohraufsatz auf 
dem Grundstück FlSt.Nr. 1804/7 der Gem. Burglengenfeld zu erteilen. 
 
 
einstimmig 
 
  



6 

 
 
  

 
 
 
 



7 

 

Beschluss 
 

Nr.:132 
 

Gegenstand: Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebau-
ungsplanes "Am Grasinger Weg" zu Allgemeinem Wohngebiet (WA) 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 5 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Die Stadt Burglengenfeld steht schon seit etlichen Jahren mit der Sonnenwohnbau 
GmbH in Verbindung, damit ein Pflegeheim auf den Grundstücken FlStNrn. 1750/10, 
1750/8, 1752 und TF aus 1753 verwirklicht wird.  
 
Hierzu wurden bereits in der Sitzung am 14.02.2013 die Änderung des Flächennut-
zungsplanes und die Aufstellung eines Bebauungsplanes beschlossen.  
 
Da keine weiteren Aktivitäten und Verhandlungen der Sonnenwohnbau GmbH mehr 
festgestellt werden konnten, wurde dem potenziellen Investor für das Pflegeheim ei-
ne Frist bis zum 31.08.2015 eingeräumt, um sich bis dahin zu erklären. Bis heute 
wurden keine weiteren Erklärungen zu dem Vorhaben „Pflegeheim“ bei der Stadt 
Burglengenfeld abgegeben.  
 
Gemäß dem Stadtratsbeschluss vom 29.07.2015 werden nun die ersten Schritte für 
die Aufstellung eines Bebauungsplanes „Am Grasinger Weg“ für ein Allgemeines 
Wohngebiet (WA) ohne Pflegeheim auf der gesamten Fläche (20.878 m²) mit insge-
samt 32 Bauparzellen eingeleitet. 
 
Die Träger öffentlicher Belange und die Nachbargemeinden werden an der Bauleit-
planung beteiligt und um Stellungnahme gebeten. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die Änderung 
des Flächennutzungsplanes und die Aufstellung eines Bebauungsplanes für das 
neue Baugebiet „Am Grasinger Weg“ als „Allgemeines Wohngebiet (WA)“ ohne Pfle-
geheim sowie die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange zu beschließen. 
 
 
 
einstimmig 
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Beschluss 
 

Nr.:133 
 

Gegenstand: Interkommunaler Recyclinghof - Auftragsvergabe Verkehrsgutachten 
und Erschließungsplanung - Empfehlung an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 5 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit im Städtedreieck ist die Errich-
tung eines zentral gelegenen gemeinsamen Recyclinghofes angedacht. 
 
Dieses Thema beschäftigt seit mittlerweile mehreren Jahren die Verwaltungen. 
 
In Anbetracht der Auswahl eines Grundstücks beim Läpple-Gelände an der Verbin-
dungsstraße vom Alexanderplatz nach Teublitz gelegen - siehe beiliegender Lage-
plan - soll nun durch ingenieurtechnische Untersuchungen hinsichtlich der Erschlie-
ßungsvarianten und der Überprüfung der Leistungsfähigkeit der Verkehrsabwicklung 
der Standorte näher betrachtet und untersucht werden. 
Um die Weiterführung des Projekts sicherzustellen ist es erforderlich, in den drei 
Stadtratsgremien gleichlautende Beschlüsse herbeizuführen. 
 
Zur Weiterführung des Projekts ist es auch nach Vorgabe des Landratsamtes 
Schwandorf zwingend erforderlich nachzuweisen, dass das durch den interkommu-
nalen Recyclinghof zusätzlich entstehende Verkehrsaufkommen auf den zu Verfü-
gung stehenden Flächen abgewickelt werden kann. Ein Rückstau der anliefernden 
Fahrzeuge auf die Kreisstraße SAD 5 ist für die Genehmigungsfähigkeit zwingend 
auszuschließen. Im März 2015 wurden die Richtlinien zur Bezuschussung von kom-
munalen Investitionen in Recyclinghöfen vom Landkreis Schwandorf mit einer maxi-
malen Fördersumme von nun 80.000 €/Hof neu erlassen. 
Eine Bezuschussung nach diesen Richtlinien stellt der Landkreis nur bei Einhaltung 
seiner Auflagen in Aussicht. 
 
Um diesen Nachweis zu führen, sind folgende vorbereitende Ingenieurleistungen er-
forderlich: 
 

1. Überprüfen und zeichnerische Darstellung der verschiedenen Erschließungs-
varianten für den interkommunalen Recyclinghof (äußere Erschließung). Hier-
bei gilt es, die verschiedenen Lagemöglichkeiten der umzäunten Recycling-
hoffläche auf den zur Verfügung stehenden Grundstücken und die daraus re-
sultierenden erforderlichen Abbiegespuren und Zufahrtsstraßen von der 
Kreisstraße aus darzustellen. 
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2. Überprüfen der Leistungsfähigkeit der Verkehrsabwicklung dieser verschiede-
nen Erschließungsvarianten durch ein Verkehrsgutachten. 

 
Für diese beiden Ingenieurleistungen wurden von der Geschäftsstelle im Städtedrei-
eck bereits Angebote verschiedener Ing.-Büros eingeholt. 
 
In seiner Sitzung am 08.06.2015 empfahl der Arbeitskreis Städtedreieck den Stadt-
ratsgremien der Städte Burglengenfeld, Maxhütte-Haidhof und Teublitz, die Ange-
bote der Büros GEO.VER.S.UM für das Verkehrsgutachten und Preihsl & Schwan für 
die äußere Erschließung zu beauftragen. Die entstehenden Kosten sollen gedrittelt 
werden. 
 
Das Angebot des Ing.-Büros GEO.VER.S.UM schließt mit 10.120,95 €, somit rund 
3.400,00 €/Stadt ab. 
 
Das Angebot des Ing.-Büros Preihsl & Schwan schließt bei Honorarzone 3, Mindest-
satz und vorläufig geschätzten Baukosten von 250.000,00 € für die Leistungsphasen 
1 (Grundlagenermittlung) und 2 (Vorplanung) mit 8.082,72 €, somit rund 2.700,00 
€/Stadt ab. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die beiden genannten Ing.-Angebote zu beauftragen, so-
fern in dem entscheidungsbefugten Gremium in Maxhütte-Haidhof ein gleichlauten-
der Beschluss gefasst wird.  Der Stadtrat Teublitz hat in seiner Sitzung am Donners-
tag, 16.07.2015 den gleichlautenden Beschluss bereits einstimmig gefasst (siehe 
Anlage). 
 
 
Beschlussvorschlag BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die beiden ge-
nannten Ing.-Angebote zu beauftragen, soweit in Maxhütte-Haidhof und Teublitz 
gleichlautende Beschlüsse gefasst werden. 
 
Der Stadtrat Teublitz hat den gleichlautenden Beschluss bereits in seiner Sitzung 
vom 16.07.2015 gefasst. Der gleichlautende Beschluss des Stadtrates der Stadt 
Maxhütte liegt noch nicht vor. 
 
 
einstimmig 
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Gegenstand: Erweiterung des Kindergartens der Arbeiterwohlfahrt in der 
Pestalozzistraße - Information über den Sachstand 

 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Im Hinblick auf den geplanten Baubeginn im Oktober 2015 wurden die vier Hauptge-
werke für den Umbau im Bestand zwischenzeitlich ausgeschrieben und auch am 
09.09.2015 im Rathaus submissiert. Es betrifft die Gewerke Baumeister-, Holzbau-, 
Trockenbau- und Schreinerarbeiten. 
 
Der Baubeginn setzt eine Baugenehmigung, die noch nicht vorliegt, voraus. Die Um-
bauzeit wird vier bis fünf Monate in Anspruch nehmen. 
 
Es wurden zu jedem der vier ausgeschriebenen Gewerke acht Firmen, die telefo-
nisch zugesagt hatten an der Ausschreibung teilzunehmen, zur Angebotsabgabe 
aufgefordert. 
 
Die Ausschreibungsabsicht wurde über die Plattform der Regierung der Oberpfalz 
angezeigt. Diese Anzeigen ergaben keine weiteren Anforderungen. 
 
Baumeisterarbeiten - es wurde ein Angebot unterbreitet:   
 
Firma Blöth aus 93158 Teublitz  202.546,91 € brutto 
 
Die Kostenschätzung hierzu beträgt 155.500,00 €. 
 
Die Abweichung zur Kostenschätzung erklärt sich dadurch, dass in dieser Aus-
schreibung bereits das Herrichten des Grundstücks und der größte Teil der Außen-
anlagen mit Pflasterarbeiten enthalten sind. Somit sind für diese beiden Arbeiten zu-
sätzlich 24.500,00 € und 10.000,00 € zur Schätzung hinzuzuziehen und ergibt dann 
eine Vergleichssumme von 190.000,00 €. 
 
Das Ausschreibungsergebnis liegt hier ca. 7% über der Kostenschätzung und kann 
für die saisonal ungünstige Ausschreibungssituation als gutes Ergebnis gewertet 
werden. 
 
Holzbauarbeiten - zur Submission am 09.09.2015 im Rathaus wurde hierzu ein An-
gebot unterbreitet und entsprechend gewertet:   
 
Firma Holzner aus 92224 Amberg 43.236,63 € brutto 
 
Die Kostenschätzung hierzu beläuft sich auf 11.000,00 €. 
 
Die Abweichung zur Schätzung erklärt sich dadurch, dass in dieser Ausschreibung 
die Dachflächenfenster in der Kostenschätzung unter Trockenbau sowie die Fassa-
denverkleidung des Mehrzweckraumes gegenüber der Kostenschätzung enthalten 
sind. Die Fassadenverkleidung wäre ursprünglich im Gewerk Trockenbau mit ausge-
schrieben worden, so dass dort das Angebotsergebnis auch entsprechend niedriger 
ausgefallen ist. 
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Der Kostenanteil für die Dachflächenfenster und die Fassadenverkleidung beträgt 
27.000 €. Wenn man diese vom Angebotsergebnis abzieht, bleibt ein Gewerkeer-
gebnis für Holzbauarbeiten von rund 16.000,00 €. 
 
Im Einzelergebnis liegt das Angebot um rund 1/3 höher als die Schätzung. Durch die 
verhältnismäßig geringe Auftragssumme ist die Kostenschätzung hinnehmbar. 
 
Da es sich hierbei aber um ein Schlüsselgewerk handelt, ist der Auftrag zu vergeben, 
damit der Zeitplan auch gehalten werden kann. 
 
Trockenbauarbeiten  
 
Hier lagen zur Submission am 09.09.2015 fünf wertbare Angebote vor. Die Reihung 
ergibt sich wie folgt: 
 

1. Firma Obermeyer & Schmitz GmbH, 93155 Hemau   33.439,00 € 
2. Firma Danner GmbH, 92431 Neunburg v. Wald   34.896,80 € 

inkl. 3% NL 

3. Firma Akustikbau Mayer, 93189 Reichenbach    37.413,60 € 
4. Firma Holz-Bösl GmbH, 92289 Ursensollen    38.488,17 € 
5. Firma Holzner GmbH, 92224 Amberg     45.376,49 € 

 
Demzufolge hat die Firma Obermeyer & Schmitz GmbH aus 93155 Hemau das wirt-
schaftlichste Angebot mit 33.439,00 € unterbreitet. 
 
Die vergleichbare Kostenschätzung liegt hier bei 59.300,00 €, wobei wie im Gewerk 
Holzbauarbeiten beschrieben, die Fassadenverkleidung des Mehrzweckraumes so-
wie die Dachflächenfenster in Höhe von 27.000 € vorgesehen waren. Das Angebots-
ergebnis liegt damit im Rahmen der Kostenschätzung. 
 
Schreinerarbeiten 
 
Zur Submission im Rathaus am 09.09.2015 wurden hier vier wertbare Angebote un-
terbreitet, deren fachtechnische und rechnerische Prüfung und Wertung sich wie 
nachfolgend aufgeführt ergab: 
 

1. Schreinerei Schoierer, 93133 Burglengenfeld    64.548,58 € 
2. Schreinerei Wagner und Winkelmeier, 94154 Neukirchen  73.077,90 € 
3. Schreinerei Reindl GmbH, 92421 Schwandorf    79.043,37 € 
4. Schreinerei Bräu, 92421 Schwandorf-Neukirchen   82.287,19 € 

 
Die Schreinerei Schoierer aus 93133 Burglengenfeld hat demnach das wirtschaft-
lichste Angebot mit 64.548,58 € unterbreitet. 
 
Hier wurden bei allen Angeboten die Positionen der F30-Fenster und Türenelemente 
im Bereich der Flucht- und Rettungswege bei der Bewertung ausgenommen, da bei 
allen Angeboten die geforderte Zulassung der Elemente nicht nachgewiesen wurde. 
 
Zudem kommen voraussichtlich nach dem überprüften Brandschutzkonzept durch 
einen Sachverständigen keine F30-Elemente mehr zur Ausführung. Dies war zum 
Zeitpunkt der Ausschreibung noch nicht absehbar.  
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Unter Berücksichtigung der nicht zugelassenen F30-Elemente ergäbe sich nachfol-
gende Reihung: 
 

1. Schreinerei Reindl GmbH, 92421 Schwandorf             97.325,34 € 
2. Schreinerei Schoierer, 93133 Burglengenfeld                   102.759,47 € 
3. Schreinerei Wagner und Winkelmeier, 94154 Neukirchen         109.491,90 € 
4. Schreinerei Bräu, 92421 Schwandorf-Neukirchen          123.968,73 € 

 
Dies soll nur zur Darstellung der Kostentransparenz und des Preisunterschiedes mit 
und ohne F30-Elemente dienen.  
 
In der Ausschreibung sind auch Elemente des Bestandes ausgeschrieben, die unter 
anderem durch die Brandschutzneubewertung des gesamten Gebäudes durch das 
Landratsamt notwendig geworden sind. Hier sind ca. 9.100,00 € brutto mit eingeflos-
sen, die in der Kostenschätzung nicht erfasst wurden. 
 
Die vergleichbare Kostenschätzung beträgt hier zunächst 49.000,00 € zzgl. der er-
wähnten 9.100,00 € Bestand, also 58.100,00 €. 
 
Durch die Änderung der Angebotsgrundlagen wird die Ausschreibung aufgehoben 
und neu ausgeschrieben. Der Zeitplan kann gehalten werden. 
Die Vorgehensweise wurde auch mit der VOB-Stelle der Regierung der Oberpfalz 
abgesprochen und von dieser für in Ordnung erklärt. 
 
Für die Aufaddierung der drei ausgeschriebenen Gewerke beläuft sich die Kosten-
schätzung auf 260.300,00 € und im Vergleich dazu die Vergabesumme auf 
279.222,54 €, also rund 19.000,00 € mehr. Dies entspricht Mehrkosten von rund 7% 
und liegt im Rahmen der Schätzung. 
 
Absprachegemäß werden die Interessen der Stadt Burglengenfeld durch die Beglei-
tung der Maßnahme durch den Stadtbaumeister Franz Haneder gewahrt. Bauherr ist 
die Arbeiterwohlfahrt, die auch die Aufträge zu erteilen hat. 
 
Zuwendungsantragssteller und Zuwendungsempfänger ist die Stadt Burglengenfeld. 
 
Die Stadt Burglengenfeld hat die über den Zuschuss hinausgehende und per Verein-
barung beschlossene Beteiligung der Arbeiterwohlfahrt Mehr- oder Minderkosten zu 
tragen. 
 
Die Verwaltung bittet den Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss um Kenntnis-
nahme. 
 
zur Kenntnis genommen 
  
 
Anlage: 
 
Ungeprüftes Submissionsergebnis 
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Stadt Burglengenfeld 
Marktplatz 2 – 6 
93133 Burglengenfeld 
  
 

A n l a g e  z u m  V o r l a g e b e r i c h t  T O P  6  

 

Stadtbauamt Nummer: StbAmt/054/2015 

Herr Stadtbaumeister Franz Haneder Datum: 23.09.2015 
 Aktenzeichen:  

 
 

Sitzungsgremium Datum Status 

Bau-, Umwelt- und Verkehrs-
ausschuss 

23.09.2015 öffentlich  

 
 
Betreff: 
 
Außenanlagen Hans-Scholl-Grundschule - Allgemeine Information über die An-
gebotseröffnung vom 23.09.2015 – ungeprüftes Submissionsergebnis 
 
Kosten: Kostenschätzung: 28.300,00 € Haushaltsstelle: 1.2111.9450 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Für die Landschaftsbauarbeiten an der Hans-Scholl-Grundschule fand am 
23.09.2015 um 9.00 Uhr die Submission im Rathaus statt. 
 
Zur Angebotsabgabe wurden elf Fachfirmen eingeladen. Zum Submissionstermin 
wurden fünf wertbare Angebote vorgelegt. Das Angebot der Firma Kahl aus Schmid-
gaden wurde verspätet eingereicht. Das ungeprüfte Submissionsergebnis stellt sich 
wie folgt dar: 
 
1. Firma Gothec e.K., 79576 Weil am Rhein    32.505,39 € 

         + 2% Skonto 
2. Firma Pohl, 93413 Cham       34.834,87 € 
3. Firma Leising, 93133 Burglengenfeld     36.133,16 € 
4. Firma Rolf-Schmidt GmbH, 92718 Schirmitz    38.805,90 € 
5. Firma Polytan, 86666 Burgheim      69.685,03 € 
6. verspätet eingegangen: 

Firma Kahl, 92546 Schmidgaden      43.125,30 € 
 
Die Angebotsunterlagen wurden unmittelbar nach der Submission an das Büro 
Weidmüller aus Regensburg zur fachtechnischen, sachlichen und rechnerischen Prü-
fung gegeben. Das geprüfte Ergebnis wird dann dem Stadtrat in der Sitzung am 
30.09.2015 zur Abstimmung und Auftragserteilung bekanntgegeben. 
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Gegenstand: Außenanlagen Hans-Scholl-Grundschule - Allgemeine Information 
über die Angebotseröffnung vom 23.09.2015 

 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Die Umgestaltung des Pausenhofes an der Hans-Scholl-Grundschule soll in den 
Herbstferien Anfang November 2015 begonnen und dann Mitte November 2015 fer-
tiggestellt werden. 
 
Bedingt dadurch musste ein enger Zeitplan für die Ausschreibung und Vergabe ge-
steckt werden. 
 
Die Angebotseröffnung findet am Tag der Vorberatung durch den Bau-, Umwelt- und 
Verkehrsausschuss am Mittwoch den 23.09.2015 um 9.00 Uhr im Rathaus statt, so-
mit liegt dieser Sitzungsvorlage noch kein Ergebnis bei. 
 
Das Angebotsergebnis ohne fachtechnische Prüfung und Wertung wird zunächst im 
Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss in der Sitzung vorgetragen. 
 
Die Vergabe soll dann durch den Stadtrat am 30.09.2015 erfolgen, damit der Durch-
führungszeitplan eingehalten werden kann. 
 
Es ist geplant, die am Westflügel der Grundschule angrenzende Außenbereichsflä-
che, die bei der Ersterstellung 2004 als Sukzessionsfläche angelegt wurde, mit 
Kunstrasen zu belegen. Hiermit wird dann das Angebot an Pausenhoffläche um rund 
275 m² erweitert. 
 
An Bauarbeiten sind vorgesehen, zunächst den Oberbodenabtrag vorzunehmen, um 
dann eine Tragschicht (15cm stark) einzubauen und eine dynamische Unterbau-
schicht von 6 cm zu verlegen. Darauf wird der Kunststoffrasenbelag mit 25mm aus 
verklebten Bahnen, mit Quarzsand teilverfüllt, aufgebracht. 
 
Die lärmintensiven Arbeiten sollten in den Herbstferien Anfang November 2015 erfol-
gen. Die Baumaßnahme wird auch eingezäunt, damit diese während des Schulbe-
triebes zügig fortgeführt und fertiggestellt werden kann. 
 
Die Bauzeit wurde vom 2.11.2015 bis 17.11.2015 vorgegeben. 
 
Zur Angebotseinholung sind insgesamt elf Fachfirmen angeschrieben worden.  
 
Eine mögliche Bezuschussung durch die Regierung der Oberpfalz wurde hinterfragt. 
Da die Bagatellgrenze für Zuschüsse bei 100.000,00 € liegt, können keine Zu-
schüsse in Aussicht gestellt werden. 
 
Über das barrierefreie Programm der Bayer. Staatsregierung besteht auch keine 
Möglichkeit. Hier ist die Bagatellgrenze bei 25.000,00 €, aber durch die Tatsache, 
dass der Pausenhof bereits barrierefrei angebunden ist, kann keine weitere Förde-
rung in Aussicht gestellt werden 
 
Die Kostenschätzung beläuft sich auf 28.300,00 €. 
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Im Haushalt 2015 sind für diese Maßnahme 15.000,00 € unter der Haushaltsstelle 
1.2111.9450 eingeplant. Eventuelle Mehrkosten werden für die bereitgestellten Mittel 
zur Pflasterung des Vorplatzes im Schulzentrum abgebucht und dann im Haushalt 
2016 für den Vorplatz die Haushaltsmittel zusätzlich mit angesetzt. 
 
Nach der Angebotseröffnung werden die Angebote rechnerisch, fachlich und sachlich 
geprüft. Die Zuschlagserteilung soll durch den Stadtrat am 30.09.2015 erfolgen. 
 
Das geprüfte Ergebnis wird zur Sitzung des Stadtrates vorgelegt. 
 
Die Verwaltung bittet den Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss um Kenntnis-
nahme. 
 
 
 
zur Kenntnis genommen 
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Beschluss 
 

Nr.:134 
 

Gegenstand: Sanierung der Brücke in Dietldorf - Sanierungskonzept - Beratung - 
Empfehlung an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 5 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Nach der DIN 1076 ist alle sechs Jahre eine Hauptprüfung sowie alle drei Jahre eine 
eingehende Sichtprüfung der Brückenbauwerke durchzuführen. 
 
Die Stadt Burglengenfeld besitzt mehrere Brückenbauwerke, unter anderem auch die 
Brücke über die Vils in Dietldorf. 
 
Die letzte Hauptprüfung war 2013. Bei dieser Hauptprüfung an der Vilsbrücke in Diet-
ldorf wurden bereits mehrere Mängel am Beton, am Kappenbeton (Bereich Geh-
wege), an den Übergangskonstruktionen,  verrostete Rollenlager, Ausspülungen un-
terhalb der Pfeilergründung des historischen Holzverbaus, zu niedrige Geländer-
höhe, Betonschäden an der Brückentafel und an den Widerlagern am östlichen und 
westlichen Ufer sowie  geschädigte Quer- und Längsfugen festgestellt. 
 
Um weitere Aufschlüsse im nicht einsehbaren Bereich zu erhalten, wurde durch die 
EBB Ingenieurgesellschaft mbH, die 2013 die Brückenprüfung durchgeführt hat, eine 
Chloriduntersuchung an verschiedenen Stellen des Kappenbetons und der Brü-
ckentafel sowie im Widerlagerbereich durchgeführt. 
 
Das Ergebnis zeigte auf, dass durch die Wechselwirkung Frost und Tausalz bereits 
seit 2013 die Schäden weiter vorangeschritten sind, so dass die Mängelbeseitigung 
einen höheren Kostenaufwand verursacht. 
 
Gegenüber der Schätzung bei der Hauptprüfung, die bei rund 100.000,00 € lag, ha-
ben sich bereits durch eine weitere Winterperiode Mängelausbreitungen ergeben und 
für die wiederholte Überprüfung Anfang 2015 eine Sanierungshöhe von rund 
196.000,00 € veranschlagt. Durch das ernüchternde Ergebnis der Chloriduntersu-
chung fallen nun zusätzliche Mängelbeseitigungskosten an. 
 
Die aktuell überarbeiteten geschätzten Kosten einschl. der Baunebenkosten belaufen 
sich auf 313.000,00 €. 
 
Damit die Brücke dauerhaft wieder dem Verkehr ausgesetzt werden kann, ist eine 
aufgezeigte Gesamtsanierung unumgänglich, ansonsten müsste bei einer weiteren 
Chloridvoranschreitung die Brücke gesperrt werden, da bereits nach den jetzigen 
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Feststellungen die Bewehrung angegriffen wird, was zur statischen Beeinträchtigung 
der Brücke führen kann. 
 
Die Verkehrssicherheit und Tragfähigkeit sind derzeit gegeben. 
 
Der Zeitplan würde vorsehen, die Ausschreibung für die Sanierungsmaßnahmen 
über die Wintermonate 2015/2016 durchzuführen, um dann frühzeitig im Frühjahr 
2016 beginnen zu können und im Sommer 2016 nach einem zügigen Baufortschritt 
abzuschließen. 
 
Im Haushalt 2015 sind hier Haushaltsmittel in Höhe von 90.000,00 € eingestellt. 
 
Die Deckungslücke zwischen geschätzten Sanierungskosten und Haushaltsansatz 
sind im Haushaltsplan 2016 bereitzustellen. 
 
 
Beschlussvorschlag für BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die Sanierung 
der Vilsbrücke in Dietldorf auf Basis des Untersuchungsergebnisses der EBB Ingeni-
eurgesellschaft mbH aus Regensburg zu beschließen. 
 
Die Sanierung ist auszuschreiben und im Frühjahr 2016 umzusetzen. 
 
Die erforderlichen Haushaltsmittel sind im Haushaltsplan 2016 einzuplanen. 
 
 
einstimmig 
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Beschluss 
 

Nr.:135 
 

Gegenstand: Barrierefreiheit städtischer Liegenschaften - Funktionsgebäude und 
Rathaus - Beratung - Empfehlung an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 5 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Barrierefreiheit im öffentlichen Raum von zumindest öffentlichen Liegenschaften ist 
derzeit in aller Munde und auch Anstrengung aller Verwaltungen, diese auch so weit 
als möglich umzusetzen. 
 
Neben der Regierungserklärung vom November 2013 durch Herrn Ministerpräsident 
Horst Seehofer mit der Zielvorgabe, Bayern bis 2023 im gesamtöffentlichen Raum 
barrierefrei zu machen, hat dieses Thema die Bayerische Bauordnung bereits schon 
2009 unter Art. 48 neben anderen auch für öffentliche Verwaltungs-, Sport- und Frei-
zeitstätten gefordert. 
 
Bei Neubauten ist es also damit ein absolutes Muss. Im Bestand sollen die öffentli-
chen Räume und Liegenschaften auf ihre Barrierefreiheit überprüft und dem allge-
meinen Besucherverkehr von Menschen mit Behinderungen barrierefrei zugänglich 
gemacht werden. 
 
Der Stadtrat hat hierzu bereits im Haushalt 2015 für zwei wichtige Liegenschaften 
Haushaltsmittel bereitgestellt und zwar für das Rathaus und das Funktionsgebäude. 
 
Im öffentlichen Raum, betreffend vor allen Dingen den Marktplatz, wird in Kürze ein 
besser begehbares Pflaster im Bereich der Querung der Sparkassenstraße einge-
baut. 
 
Barrierefreiheit begleitet uns auch bei Neugestaltungen oder dem Neubau von Stra-
ßen und wird auch dort in Form von Gehsteigabsenkungen auf ein Mindestmaß ent-
sprechend berücksichtigt und die Anlage der entsprechenden Nutzungsbereiche für 
Fußgänger. 
 
Im Rathaus wurden verschiedene Möglichkeiten untersucht, für die einzeln versetz-
ten Ebenen des Altbaus mit dem Neubau unter sicher bedien- und benutzbaren An-
lagen eine wirtschaftliche und akzeptable Lösung zu unterbreiten. 
 
Hier besteht zum einen die Möglichkeit eines fest eingebauten Etagenaufzugs. Aller-
dings wäre dies durch einen Außenaufzug am Rathausinnenhof an der Giebelwand 
des Rathausaltbaus zum einen und dann im Bestand vom Altbau in den Neubau 
notwendig. Damit würden allerdings verschiedene Räumlichkeiten nicht mehr nutzbar 
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sein und damit wichtige Verwaltungsräume nicht mehr zur Verfügung stehen. Der 
Aufwand, diese Aufzüge ein-, bzw. anzubauen geht weit über die 100.000,00 €. Bei 
einem Aufzug über zwei Etagen kann man von Gestehungskosten ohne erhebliche 
zusätzliche Aufwendungen für statische Abfangungen oder sonst dergleichen von ca. 
70.000,00 € ausgehen. 
 
Für das Rathaus wurde deswegen die Alternative gewählt, nämlich der Einbau von 
Treppenliften, die rollstuhl- und behindertengerecht genutzt werden können. Hier wä-
re zum einen der Einbau eines Treppenliftes vom EG Altbau in das OG Altbau, wobei 
hier auf der Zwischenebene beim Zugang vom Bürgerbüro auch ein Haltepunkt vor-
gesehen ist, so dass auch diese Ebene zum Neubau erschlossen wird. 
 
Weiterhin wäre vom Rathaussaal am Rande des Treppenaufgangs zum OG des 
Neubaus ebenfalls ein Treppenlift vorgesehen. 
 
Beim Einbau dieser Treppenlifte wird dies natürlich auch Auswirkungen auf das opti-
sche Erscheinungsbild haben. Hier ist abzuwägen, in wie weit Barrierefreiheit beste-
hen soll oder dann der Ästhetik Vorrang gegeben wird. 
 
Die Verwaltung vertritt die Auffassung, dass die Treppenlifte zeitgemäß auch in histo-
rische Altbauten integriert werden können. 
 
Durch die Farbgebung in einem Grauton wird die Optik damit nicht so arg strapaziert. 
 
Wichtig ist die barrierefreie Erschließung der einzelnen Ebenen.  
 
Es wurden unter Mithilfe des beauftragten Büros Dipl.-Ing. Pufke verschiedene An-
gebote eingeholt. Das Ergebnis stellt sich wie folgt dar: 
 
Rathaus EG Altbau bis OG Altbau 
Firma Sani-trans aus Langenau     20.416,83 € + 3% Skonto 
Firma Thyssen Krupp aus Neuss    20.777,40 € 
 
Rathaus OG Altbau bis OG Neubau  
Firma Thyssen Krupp aus Neuss    18.564,60 € 
Firma Sani-trans aus Langenau    20.330,26 € 
 
Beide Angebote sind vergleichbar. Die Lieferzeit beträgt acht bis neun Wochen. 
 
Die Firma Comfort aus Raschau-Markersbach hat kein Angebot unterbreitet. 
 
Als weitere behindertengerechte Maßnahme ist vorgesehen, den Außenzugang zum 
Rathausneubau, der ja bereits barrierefrei erstellt ist, mit einer Glocke zu versehen, 
damit auch Menschen mit Behinderung oder Rollstuhlfahrer beim Zutritt geholfen 
wird. 
 
Es soll deshalb über eine Klingel, die dann im Bürgerbüro aufläuft, vom Bürgerbü-
ropersonal die Türe geöffnet werden. Der Umbau der bestehenden Türen mit auto-
matischen Öffnern ist nicht möglich. Es müssten zwei komplett neue Türenanlagen 
mit einem Kostenaufwand von ca. 30.000,00 € eingebaut werden. Dies steht nicht im 
Verhältnis zur Einrichtung einer Türglocke. Das Personal wird dementsprechend ein-
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gewiesen. 
 
Inwiefern dann auch zusätzlich ein behindertengerechtes WC im Rathaus eingerich-
tet wird, oder ob es zumutbar ist, das Behinderten-WC am Europaplatz, bzw. im Bür-
gertreff zu benutzen, wird derzeit geprüft. 
 
Bei der Errichtung des Funktionsgebäudes und unter Zugrundelegung der beab-
sichtigten Nutzung wurde kein Behinderten-WC eingeplant, da sich ein Behinderten-
WC in zumutbarer Entfernung bei der Stadthalle befindet und ein behindertenge-
rechter Aufgang zur Tribünenanlage damit nicht erforderlich war. 
 
Durch die vielseitige und wesentlich intensivere Nutzung des Funktionsgebäudes ist 
es überlegenswert, hier im Bereich der Umkleidekabinen ein behindertengerechtes 
WC einzubauen und dieses barrierefrei über einen Treppenlift zu erschließen. 
 
Der Treppenlift soll an der westlichen Schildwand der Tribünenanlage entlang der zur 
oberen Ebene führenden Treppe seitlich befestigt werden. 
Im Bereich der Umkleiden würde ein WC behindertengerecht umfunktioniert.  
 
Die vorhandenen Sitztribünen sind zum Betrieb des Treppenliftes um einen Sitz bau-
lich zurückzubauen. 
 
Für diesen barrierefreien Zugang wurden auch wiederrum Angebote von vorge-
nannten Firmen eingeholt, deren Reihung sich wie folgt darstellt: 
 
Firma Sani-trans aus Langenau    18.974,50 €   
Firma Thyssen Krupp aus Neuss   22.455,30 € 
 
Die Firma Comfort aus Raschau-Markersbach hat kein Angebot unterbreitet. 
 
Der Umbau des WC´s wird zusätzlich Kosten von geschätzt 5.000,00 € verursachen. 
 
Im Zuge einer Nachverhandlung wurde dann nachfolgendes Ergebnis erzielt, wobei 
beabsichtigt ist, die Aufträge aus unterhaltstechnischen Gründen an eine Firma zu 
erteilen: 
 
Bei Vergabe Rathaus und Funktionsgebäude:  
 
Firma Thyssen Krupp aus Neuss    55.747,34 € 
Firma Sani-trans aus Langenau    57.929,95 € 
 
Bei Vergabe Rathaus: 
 
Firma Thyssen Krupp aus Neuss    36.194,64 € 
Firma Sani-trans aus Langenau    39.524,68 € 
 
An Haushaltsmitteln stehen für das Rathaus 30.000,00 € zur Verfügung und für das 
Funktionsgebäude 50.000,00 €. 
Die Kostenüberschreitung beim Rathaus wird durch Minderausgaben beim Funkti-
onsgebäude gedeckt. 
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Hinsichtlich der Förderung wurde zum einen mit der zuständigen Stelle bei der Re-
gierung der Oberpfalz gesprochen, bzw. gibt es von der Bayerischen Staatsregierung 
Informationen unter "Bayern barrierefrei“. Die Förderung gilt hier allerdings nur für 
Gebäude der Kinderbetreuung und Schulen. Die Bagatellgrenze beträgt 25.000,00 €. 
 
Das Funktionsgebäude und das Rathaus fallen demnach aus der Förderung des 
Programms „Bayern barrierefrei“ heraus. 
 
Des Weiteren gibt es eine Förderung von der KfW-Bank, wobei hier nur ein zins-
günstiges Darlehen für max. 50.000,00 € möglich ist. Dies würde für das Rathaus 
und das Funktionsgebäude gelten. Die Haushaltsmittel stehen insgesamt zur Verfü-
gung. Eine Kreditfinanzierung wird nicht empfohlen. 
 
 
Beschlussvorschlag für den BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die Firma 
Thyssen Krupp aus Neuss mit der Lieferung und Montage von zwei Treppenliften für 
das Rathaus zu beauftragen. Die Lieferzeit beträgt acht bis neun Wochen. Die Auf-
tragssumme beläuft sich auf 36.194,64 € brutto. 
Die Haushaltsmittel stehen zur Verfügung. 
 
(ursprünglicher Beschlussvorschlag ist aufgrund des weitergehenden Antra-
ges von Stadtrat Sebastian Bösl hinfällig) 
 
 
 
Weitergehender Antrag zur Geschäftsordnung durch Stadtrat Sebastian Bösl:  
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die Firma 
Thyssen Krupp aus Neuss mit dem Gesamtpaket – zwei Treppenlifte für das Rathaus 
und einen Treppenlift für das Funktionsgebäude in Höhe von 55.747,34 € zu beauf-
tragen.  Ebenso soll das WC im Funktionsgebäude für ca. 5.000 € behindertenge-
recht umgebaut werden.  
 
 
geändert beschlossen 
 
  
einstimmig. 
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Beschluss 
 

Nr.:136 
 

Gegenstand: Umnutzung des historischen Rathausanbaus als Sitzungssaal - Be-
auftragung des Büros Arthur Pufke - Empfehlung an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 5 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Im historischen Rathaussaal finden über das Jahr gesehen mindestens 12 Stadtrats-
sitzungen und je 12 Finanz- und Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusssitzungen, 
sowie weitere Sitzungen der Stiftungen und evtl. Aufbauten für andere Veranstaltun-
gen statt. 
 
Dazu ist es immer notwendig, das vorhandene Mobiliar auf- und abzubauen was im-
mer wieder einen hohen Aufwand verursacht und das Mobiliar erkennbar strapaziert. 
 
Die Verwaltung beschäftigt sich seit längerer Zeit mit dem Gedanken, eine sinnvolle 
Abhilfe zu schaffen. 
 
Wie Sie wissen, hat die Verwaltung schon einmal eine Untersuchung angestellt, den 
Dachboden des alten Rathauses auszubauen, was allerdings mit immensen Investi-
tionskosten verbunden wäre. 
 
Es wurden zwischenzeitlich Alternativen untersucht, nämlich im Bereich des Dachge-
schosses der Wohnung des Hausmeisters im Neubau, was allerdings aufgrund der 
Dachstuhlkonstellation nicht möglich ist. Zudem müsste für die Barrierefreiheit eine 
hohe Investition erfolgen. 
 
Im Bereich des Oberschosses des Rathausneubaus ist die Breite der Räumlichkeiten 
nicht ausreichend.  
 
Als favorisierte Lösung kommt daher der rückwärtige Anbau des Rathauses in Be-
tracht. 
 
Die verschiedenen Büroräume werden aufgelöst. Für die Mitarbeiter gibt es alterna-
tive Räumlichkeiten im Bestand. Die Zwischenwände werden herausgenommen um 
hier entsprechend Platz für die Möblierung zu haben. 
 
Statisch tragendes Deckengebälk wird durch entsprechend bemessene Stützen und 
Tragkonstruktionen abgefangen, um dem Raum möglichst sichtbehinderungsfrei hal-
ten zu können. 
 
Die Ausstattung soll dann entsprechend mit Beleuchtung, neben akustischen Maß-
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nahmen, Leitungen für die Lautsprecheranlage, neuer Bodenbelag, Leinwand für 
Präsentationen etc. erfolgen. 
 
Die Fluchtwegsituation wird durch einen eventuell zusätzlichen Ausgang anstelle ei-
nes vorhandenen Fensters sichergestellt. 
 
Aufgrund der Eingriffe in das statische Tragwerk des Gebäudes ist ein Bauantrag 
erforderlich und dazu die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis, weil es sich hier auch 
um ein Einzeldenkmal handelt. 
 
In dem Zusammenhang muss und soll auch ein Brandschutzkonzept für das ge-
samte Rathaus erarbeitet werden hinsichtlich Flucht- und Rettungswege, Brandmel-
deanlage und baulichem Brandschutz. 
 
Die Aufstellung des Mobiliars erfolgt dauerhaft für alle vorgesehenen Sitzungen. Bei 
größeren absehbaren Veranstaltungen wird selbstverständlich der Rathaussaal dann 
entsprechend möbliert werden. Dies werden aber dann nur Ausnahmen sein. 
 
Es ist beabsichtigt, einen Bauantrag für die Nutzungsänderung zum Einbau eines 
Sitzungssaales als „Gute Stube“ des Rathauses umgehend beim Landratsamt 
Schwandorf vorzulegen. Dazu bittet die Verwaltung im formulierten Beschluss zur 
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens durch den Stadtrat. Damit kann auch 
weitere Zeit eingespart werden. 
 
Es ist beabsichtigt, alle erforderlichen Schritte zur Umsetzung auch umgehend ein-
zuleiten und die Ausschreibungen bzw. Angebotseinholungen durchzuführen, damit 
eine zeitnahe Umsetzung erfolgen kann. 
 
Die entsprechenden Haushaltsmittel sollen im Haushalt 2016 eingestellt werden. Ei-
ne erste Kostenschätzung beläuft sich auf rund 120.000,00 € brutto zuzüglich dem 
heute vorgetragenen Honorar. 
 
Für Vorarbeiten hat die Verwaltung bereits Herrn Dipl.-Ing. Innenarchitekt Arthur Puf-
ke eingeschaltet, der für ähnliche Maßnahmen immer wieder die Verwaltung un-
terstützt hat und es auch hier tun sollte. 
 
Herr Pufke wurde aufgefordert ein Honorarangebot für den Umbau und die Innenein-
richtung gemäß HOAI 2013 vorzulegen. 
 
Die Konditionen werden wie folgt angeboten: 
 
Honorarzone III, Mindestsatz 
Leistungsphasen 1-9, entspricht 100% des Leistungsbildes 
Umbauzuschlag (mind. 25%)     10% wird vereinbart 
Nebenkosten 5% 
Stundensatz für besondere Leistungen  50,00 € netto 
 
Unter den vorgenannten Konditionen beläuft sich die Honorarnote auf 22.828,46 € 
und wird stufenweise beauftragt und abgerufen, d.h. es wird nur die Leistung abge-
rufen, die momentan benötigt wird. 
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Zu den vorgenannten Kosten ist der Aufwand des Brandschutzkonzeptes noch hin-
zuzurechnen. Hierfür wird ein Honorarangebot eingeholt. Die bisherigen geringen 
Ausgaben hinsichtlich des Honorars werden durch Minderausgaben bei anderen 
Haushaltsstellen gedeckt. 
 
 
I.) Beschlussvorschlag für den BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, den Dipl.-Ing. 
Innenarchitekt Arthur Pufke mit der Objektplanung für den Umbau und Inneneinrich-
tung des Sitzungssaales im historischen Anbau des Rathauses gemäß dem Angebot 
vom 17.08.2015 zu beauftragen. 
 
Die Honorarnote beläuft sich auf 22.828,46 €. 
 
Die Verwaltung wird ermächtigt, zur Umsetzung der Maßnahme alle notwendigen 
Schritte einzuleiten. 
 
Die erforderlichen Haushaltsmittel sind im Haushaltsplan 2016 einzuplanen. 
 
II.) Beschlussvorschlag für den BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, das gemeindli-
che Einvernehmen für die Nutzungsänderung des historischen Anbaus des Rathau-
ses zum Umbau in einen Sitzungssaal zu erteilen. 
 
 
  
 
  
Abstimmungsergebnis: 
 
Mit 0 zu 6 Stimmen abgelehnt. 
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Beschluss 
 

Nr.:137 
 

Gegenstand: Pflasterung Vorplatz Schulzentrum - Beauftragung des Architektur-
büros Weidmüller - Empfehlung an den Stadtrat 

 
Nach ordnungsgemäßer Ladung sind der 1. Bürgermeister und 5 der 7 Gremienmit-
glieder erschienen; sie waren für oben bezeichneten Beratungsgegenstand stimmbe-
rechtigt. 
Beschlussfähigkeit nach Art. 47 Abs. 2 GO war sonach gegeben. 

 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
In der Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses vom 22.07.2015 hat 
man sich bereits mit der Pflasterung des Vorplatzes im Schulzentrum hinsichtlich der 
Bemusterung und Entscheidung über das zu verlegende Pflaster auseinanderge-
setzt. 
 
Mit Beschluss des Stadtrates vom 27.07.2015 wurde dann der Pflastertyp Molina der 
Firma Godelmann zugrunde gelegt. 
 
Die Pflasterarbeiten werden über die Wintermonate 2015/2016 ausgeschrieben um 
dann in den Pfingstferien 2016 die Maßnahme zu beginnen, zügig umzusetzen und 
fertigzustellen. 
 
Eine Teilfläche des Grundschul-Pausenhofes, die bisher als Sukzessionsfläche na-
turnah gestaltet war, soll mit einem Kunstrasen zur Nutzung als Pausenhof belegt 
werden. 
 
Diese Maßnahme ist zurzeit in der Ausschreibung und wird in Kürze vergeben wer-
den. Die lärmintensiven Arbeiten sollen dann bereits in den kommenden Herbstferien 
Anfang November erfolgen. 
 
Für beide Maßnahmen liegt vom Büro Weidmüller aus Regensburg ein Honoraran-
gebot vor. 
 
Die HOAI ist gesetzliches Preisrecht und bedarf keiner konkurrierenden Angebots-
einholung. 
 
Das Büro Weidmüller hat für die Stadt Burglengenfeld bereits verschiedene Aufträge 
zur vollsten Zufriedenheit umgesetzt. 
 
Nach den Grundsätzen der HOAI werden nachfolgende Konditionen angeboten: 
 
anrechenbare Summe:      151.400,00 € netto 
Honorarzone III, Mindestsatz  
Leistungsbild nach §39 HOAI: Leistungsbild Freianlagen 
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Leistungsphasen     HOAI 2013  vereinbart   
 
1 Grundlagenermittlung      3 %        0 %            
2 Vorplanung     10 %        0 %            
3 Entwurfsplanung     16 %        8 %    
4 Genehmigungsplanung      4 %        0 %    
5 Ausführungsplanung    25 %    25 %    
6 Vorbereiten und Vergabe     7 %       7 %    
7 Mitwirken bei der Vergabe     3 %        3 %    
8 Objektüberwachung – Bauüberwachung 
   und Dokumentation    30 %    30 %    
9 Objektbetreuung       2 %          2%       
  
Die Beauftragung oder Teilbeauftragung einzelner Leistungsphasen wurde im Vor-
feld vom Stadtbauamt vorgegeben. 
 
Der Leistungsumfang beträgt demnach 75% des Gesamthonorars. 
 
Die Nebenkosten betragen 5 % pauschal. Unter vorgenannten Konditionen ergibt 
sich eine Honorarnote von 27.383,61 € brutto einschließlich 19% Mehrwertsteuer. 
 
Es wurde ein Gesamthonorarangebot angefordert, da hier durch Synergieeffekte ei-
ne wesentlich günstigere Honorarnote erzielt wird als bei getrennter Vergabe. 
 
 
Beschlussvorschlag BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat dem Land-
schaftsarchitekten Dipl.-Ing. Richard Weidmüller, Wöhrdstraße 7 aus 93059 Regens-
burg den Auftrag für die Landschaftsarchitektenleistungen gemäß Angebot vom 
22.07.2015 unter vorgetragenen Konditionen zu erteilen. Die Honorarnote beträgt 
27.383,61 € brutto. 
Die Leistungsphasen sind nach Bedarf Zug um Zug abzurufen. 
 
 
einstimmig 
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Gegenstand: Anfragen nach § 31 der Geschäftsordnung / Informationen des Bür-
germeisters 

 
 
Anfragen nach § 31 der Geschäftsordnung: 
 
Ortssprecher Jürgen Ehrnsperger fragt nach dem derzeitigen Stand in Sachen Breit-
bandausbau.  
Der geschäftsleitende Beamte Thomas Wittmann erklärt hierzu, dass für die 1. Maß-
nahme – Pottenstetten/Pilsheim – der Zuwendungsantrag bei der Regierung der 
Oberpfalz gestellt sei. Nach Auskunft der Regierung dauere die Bearbeitung ca. zwei 
Monate, der Antrag wurde vor 14 Tagen abgegeben. Man hoffe, dass es bei dieser 
Aussage bleibe, zumal die zuständige Dame hausintern versetzt und die Stelle neu 
ausgeschrieben wurde. Das beauftragte Büro habe alle technischen Daten geliefert.  
Stadtbaumeister Franz Haneder ergänzte, dass die Stadtverwaltung davon ausgehe, 
dass das Breitbandnetz bis Ende 2016 ausgebaut sei. Die Firma Amplus habe einen 
Vertrag mit einer Zehnmonatsverpflichtung unterzeichnet. Die Stadtverwaltung er-
kundige sich im Abstand von vier Wochen nach dem Stand der Dinge bei der Zu-
wendungsstelle. 
 
Stadtrat Peter Wein fragte an, wann der Verkehrsspiegel bei der Sparkasse ange-
bracht werde. Dies wurde im Zuge der Begehung „barrierefreie Innenstadt“ und der 
Erstellung des Parkplatzkonzeptes beraten. 
Stadtbaumeister Franz Haneder erklärte, dass der Spiegel bereits kurz nach der 
Feststellung installiert wurde. Es handle sich um einen LKW-Fahrzeugspiegel, der 
aufgrund seiner geringen Größe vielleicht nicht sofort ins Auge steche. Der Spiegel 
wurde an dem linken Verkehrsschild befestigt. 
 
Stadtrat Sebastian Bösl erkundigte sich, ob die Fokus-Gruppen in der nächsten 
Stadtratssitzung am Mittwoch, 30.09.2015 vorsprechen dürften.  
Bürgermeister Thomas Gesche antwortete, dass er die Fokus-Gruppen zu der Sit-
zung im Oktober einladen werde. 
 
Als Ergänzung zu der Baumaßnahme an der Brücke in Dietldorf erklärte Stadtbau-
meister Franz Haneder, dass man hier, ebenso wie bei allen Straßenbaumaßnah-
men, Leerrohre für den Breitbandausbau mit verlegen würde.  
 
Informationen des Bürgermeisters: 
 
 keine 
 
  
 
 
 
Thomas Gesche Susanne Faltermeier 
1.  Bürgermeister Schriftführer/in 
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